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Privatinitiative erwünscht
Projekte an Straßen und Plätzen haben rechtlich einiges zu berücksichtigen

kunst und recht / kunst im öffentlichen raum

Welche Bedeutung hat der öffentliche Raum? Beim 
Spaziergang durch Stadt oder Gemeinde entdeckt 
man auf Straßen und Plätzen immer wieder „Kunst-
werke“, manchmal zentral positioniert, andere wie-

der versteckt. Der ein oder andere wird sich dann fragen: Ist dies 
Kunst? Und warum befindet sie sich gerade hier? Vielleicht auch: 
wurde dies von meinen Steuergeldern bezahlt?

Zunächst soll kurz der Sinn und Zweck des öffentlichen Raums 
dargestellt werden. Man versteht darunter in der Regel freie, öffent-
liche Flächen in bebauten Ortschaften (zum Beispiel Straßen und 
Plätze), wobei sich auch andere Flächen wie Wiesen, Wälder und 
Seen im Eigentum der öffentlichen Hand befinden können und den 
Bürgern zur Verfügung stehen. Grundsätzlich kann man den öffent-
lichen Raum nach seiner Nutzung definieren wie Verkehrsflächen, 
Grünflächen, Ruheflächen etc., die wiederum hinsichtlich ihres frei-
en Zugangs je nach Nutzung eingeschränkt werden und beispiels-
weise auch mit einem Nutzungsentgelt (für Parkflächen oder öffent-
liche Schwimmbäder) belegt werden können. Dahinter steht die 
Absicht, den Menschen / Bürgern die Möglichkeit der Kommunika-
tion, des Austauschs, der Versammlung und auch Erholung zu ge-
währen. Bei der Gestaltung des öffentlichen Raums sind aber auch 
noch weitere Aspekte zu berücksichtigen, die nicht nur die Stadtpla-
ner und die Architekten betreffen. Neben dem Kommunikationsaus-
tausch stehen des Weiteren Sicherheitsaspekte, der Denkmalschutz 
und auch Umweltschutzgesichtspunkte auf der Prüfliste. Zu berück-
sichtigen wäre auch die Schaffung einer Identität und Attraktivität 
einzelner Viertel für die Bürger, aber auch für Touristen, die mit ei-
ner gewissen Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit des Stadtbilds 
einhergeht. Man spricht auch von qualitätvoller Platzgestaltung. 
Kunst ist in diesem Zusammenhang seit Jahrhunderten ein bedeu-
tender Faktor und für viele deutsche Städte prägend. 

Der Begriff „Kunst am Bau“ wurde in Deutschland bereits im Jahr 
1950 in einer Richtlinie umgesetzt und verpflichtet den Bund als 
Bauherrn, einen bestimmten Anteil der Baukosten (in der Regel ein 
bis zwei Prozent) für Kunstwerke zu verwenden. Die Länder und 
Kommunen haben dies übernommen. Im Leitfaden des Bundes für 
„Kunst am Bau“ aus dem Jahr 2005 heißt es: „Die öffentliche Hand 
steht mit ihren Bauwerken in besonderer Weise im Blickfeld der 
Öffentlichkeit. Ihr kommt eine baukulturelle Verantwortung und 
Vorbildfunktion zu.“ Dieses Bekenntnis zur Bedeutung von Kunst 
am Bau ist keineswegs neu, sondern wurde bereits zur Zeit der Wei-
marer Republik als kulturpolitische Leistung des deutschen Staats 
angesehen. In Artikel 142 der Weimarer Verfassung wurde die Ver-
pflichtung des Staats zum Schutz und zur Förderung der Kunst ma-
nifestiert. Kunst am Bau ist damit eine staatliche Verpflichtung, die 
auch von privaten Unternehmen aufgegriffen wird. 

Einschränkend sei aber gesagt, dass diese Verpflichtung aus der 
Kunst-am-Bau-Richtlinie nicht immer eingehalten wird oder auch 
nicht eingehalten werden kann, insbesondere bei klammer Finanz-
lage von Städten und Gemeinden. Die öffentliche Hand ist somit 
auch auf die Unterstützung durch private Personen und Unterneh-
men angewiesen. Ein derartiges Vorgehen von Privatleuten ist bei-
spielhaft in der Stadt Salzburg, in der jedes Jahr ein neues Kunst-
werk im öffentlichen Raum aufgestellt wird. Ebenso sind 
Privatinitiativen in den USA und England aktiv bei der Errichtung 
von Kunstwerken etwa an U-Bahnstationen und Plätzen beteiligt. 
In Deutschland sind derartige Initiativen leider eher selten. Um 
nicht jegliche Privatinitiative auch im öffentlichen Raum zu unter-
binden, wurde im deutschen Baugesetzbuch § 171f BauGB ge-
schaffen, der bewusst neben der öffentlichen Hand die Förderung 
von Kunst im öffentlichen Raum durch private Initiativen unterstüt-
zen soll. Initiativen wie „Unsere Stadt soll schöner werden“ haben 
aber auch rechtlich einiges zu berücksichtigen. Neben der Beach-
tung von sicherheitsrechtlichen Aspekten im Rahmen von Bauvor-
schriften hat ein Architekt beim Entwurf eines Platzes ein Urheber-
recht erworben, sodass dieser Platz nicht ohne Weiteres mit einem 
Kunstwerk „verschönert“ werden kann. Ferner hat auch der Künst-
ler ein Urheberrecht an dem Kunstwerk im Zusammenspiel mit der Wirkung im 
öffentlichen Raum. Hieraus ist bereits erkennbar, welche Konflikte und Umset-
zungsschwierigkeiten ein Projekt Kunst im öffentlichen Raum mit sich bringen 
kann, unabhängig von der Überlegung, welchen Künstler man beauftragt, was 
errichtet werden soll und ob es sich dabei um Kunst handelt. Es ist aber davon 
auszugehen, dass auch von Einschränkungen einzelner Urheberrechte je nach 
Nutzungsbedarf beziehungsweise -bestimmung bei derartigen Projekten ausge-

gangen werden kann und sich der öffentliche Raum auch stetig in einem Wandel 
befindet und gegebenenfalls auf veränderte Nutzungsmöglichkeiten und einen 
veränderten Nutzungsbedarf reagieren muss. Abschließend sei gesagt, dass pri-
vate Initiativen wünschenswert sind, wobei sich Vorbilder nicht nur in den Verei-
nigten Staaten, sondern auch im benachbarten Österreich finden.
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